Vereinssatzung

Deutschsprachige FoxPro User Group e.V., Sitz Kronberg/ Ts.

§1  Zweck des Vereins

(1)  Der Verein hat den Zweck, Programierer bei der Entwicklung von Datenbanksoftware zu unterstützen, soziale Kontakte zu verstärken sowie Information innerhalb und über die Entwicklergemeinde zu gewährleisten.

(2)  Der Verein verfolgt im Wege selbstloser Förderung seines Zweckes ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung. Die Mittel des Vereins einschließlich etwaiger Überschüsse werden nur für die Satzungsgemäßen Zwecke des Vereins verwendet.
(3)  Der Verein ist politisch und konfessionell neutral.
(4)  Der Vereinszweck soll durch folgende Mittel erreicht werden:
1.  Unterstützung und Vermittlung sozialer Kontakte unter und zu den Entwicklern,

2.  Hilfe bei Programierfragen,

3.  kosten- und selbstlose Vermittlung von Aufträgen,

4.  Organisation und Weitergabe von Aus- und Fortbildungsangeboten,

5.  Information über und Organisation sowie Betreuung  von Angeboten im Bereich der elektronischen Kommunikation,

6.  Vorabvermittlung  von Informationen über aktuelle Geschehnisse im Bereich der Programschöpfung und der elektronischen Kommunikation.

7.  Regelmäßige Informations- und Materialsendungen.

8.  Spesen- und Kostenzuschüsse für mit dem Vereinszweck verbundenen Tätigkeiten.

9.  Aushandeln und Bewirkung von Vergünstigen bei Herstellern, Vertreibern und Verkäufern  von Produkten, welche im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Vereinszweck stehen, ausschließlich für den Erwerb durch Vereinsmitglieder und ohne Gewinnerzielungsabsicht auf Seiten des Vereines

§2  Name und Sitz des Vereins

(1)  Der Verein führt den Namen „deutschsprachige FoxPro UserGroup“ und hat seinen Sitz in Kronberg im Taunus.

(2)  Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden.
(3)  Der Name wird sodann mit dem Zusatz „eingetragener Verein“ (e.V.) versehen.
(4)  Das Geschäftsjahr sei das Kalenderjahr.
§3 Mitgliedschaft

(1)  Mitglied kann werden, wer

1.  ehrenamtlich und bekanntermaßen regelmäßig die Entwicklergemeinde unterstützt -        Unterstützung ist jede Tätigkeit im Sinne des Vereinszweckes, wie beispielsweise das Schreiben von Artikeln oder das Angebot von günstigen Fortbildungsmaßnahmen; regelmäßig ist die Tätigkeit, wenn sie nachweisbar über einen Zeitraum von einem Jahr für mindestens einen Tag im Monat ausgeübt wurde respektive einen nach Art und Weise der Tätigkeit entsprechend großen Aufwand fordert und Engagement zeigt. Dieses sogenannte „tätige Mitglied“ ist von der Beitragspflicht befreit.

2.  sich durch Beitragszahlung zur Förderung des Vereinszweckes bereit erklärt - sogenanntes „ordentliches Mitglied“.
3.  durch Verdienste um den Vereinszweck in besonders hohen Maße durch Beschluß der Mitgliederversammlung zum „Ehrenmitglied“ ernannt wird. Ehrenmitglieder sind  von der Beitragspflicht befreit.
4.  die Interessen des Vereines teilt und durch einen niedrigeren als den üblichen Mitgliedsbeitrag zu fördern bereit erklärt, im übrigen in nur lediglich geringem Maße von den Früchten der Vereinstätigkeit Nutzen zieht und sich mit Konstitution und Organisation des Vereinsalltages nicht befassen will - sogenanntes „Fördermitglied“.
(2)  Die Mitgliedschaft steht weiterhin unter der Bedingung eines guten Leumunds des Mitglieds sowie einer gültigen Entwicklerlizenz für Datenbanksoftware und der Möglichkeit des Zugriffes auf das elektronische Medium „E-Mail“.

§4 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1)  Tätige, ordentliche und Ehrenmitglieder sind ab ihrem 18. Lebensjahr in der Mitgliederversammlung stimmberechtigt.

(2)  Alle Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand, dem Vereinsausschuß und der Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten. Sie sind berechtigt an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen.
(3)  Ersatzansprüche für mit dem Vereinszweck verbundene Tätigkeiten gegen den Verein oder seine Organe werden nur für tatsächlich entstandene Auslagen geleistet insoweit sie vom Vereinsausschuß zuvor gewährt wurden und zweckgemäß verwandt wurden.
(4)  Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
(5)  Die Mitglieder sind verpflichtet,
1.  die Ziele des Vereins nach besten Kräften zu fördern,

2.  den Beitrag rechtzeitig zu entrichten,

3.  Vereinseigentum schonend und fürsorglich zu behandeln.

§5 Beginn und Ende der Mitgliedschaft

(1)  Die Aufnahme ist schriftlich zu beantragen. Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vereinsausschuß mit einfacher Stimmenmehrheit. Lehnt der Vereinsausschuß die Aufnahme ab, so kann der Antragsteller hiergegen Berufung zur Mitgliederversammlung einlegen. Diese entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit endgültig.

(2)  Der Übertritt vom ordentlichen zum Fördermitglied sowie vom tätigen zum ordentlichen oder zum Fördermitglied muß dem Vorstand bis spätestens 31.12. des Geschäftsjahres mitgeteilt werden. Er ist wirksam ab dem 01.01. des folgenden Geschäftsjahres.
(3)  Die Mitgliedschaft endet
1.  mit dem Tod,

2.  durch Austritt,

3.  durch Ausschluß.

(4)  Die Austrittserklärung hat schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erfolgen. Hierbei ist eine vierteljährliche Kündigungsfrist zum Schluß des Kalenderjahres einzuhalten.

(5)  Der Ausschluß erfolgt
1.  wenn das Vereinsmitglied trotz erfolgter Mahnung mit der Bezahlung des Mitgliedsbeitrages 3 Monate im Rückstand ist,

2.  bei grobem oder wiederholtem Verstoß gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins,

3.  wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außerhalb der Entwicklergemeinde,

4.  aufgrund sozialer Unverträglichkeit des Mitgliedes im Verhalten gegenüber den übrigen Mitgliedern,

5.  aus sonstigen schwerwiegenden, die Vereinszwecke berührenden und schädigenden Gründen,

6.  bei Verlust der Lizenz zur Entwicklung von Datenbanksoftware.

(6)  Über den Ausschluß, der mit sofortiger Wirkung erfolgt, entscheidet zunächst der Vereinsausschuß mit einfacher Stimmenmehrheit. Vor Entscheidung des Vereinsausschusses ist dem Mitglied unter Setzung einer Frist von zwei Wochen Gelegenheit zu geben, sich zu den gegen ihn erhobenen Vorwürfen Stellung zu nehmen. Der Ausschließungsbeschluß ist dem Mitglied unter eingehender Darlegung der Gründe durch eingeschriebenen Brief bekanntzugeben.

(7)  Tätige Mitglieder, welche die Voraussetzungen der tätigen Mitgliedschaft nicht mehr erfüllen, insbesondere durch die Aufgabe der höchstförderlichen Tätigkeit über einen Zeitraum von 6 Monaten können und werden regelmäßig zu ordentlichen Mitgliedern. Die Umwandlung der Mitgliedschaftsform wird durch Entscheidung des Vereinsausschusses bewirkt und erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit. Vor Entscheidung des Vereinsausschusses wird dem Mitglied unter Setzung einer Frist von vier Wochen Gelegenheit zu geben, dem Ausschuß die Umwandlung hindernde Gründe mitzuteilen. Der Umwandlungsbeschluß ist dem Mitglied unter eingehender Darlegung der Gründe durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen.
(8)  Gegen den Ausschließungsbeschluß sowie den Umwandlungsbeschluß ist die Berufung zur Mitgliederversammlung statthaft. Die Berufung muß innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zugang des jeweiligen Beschlusses beim Vorstand schriftlich eingelegt werden. In der Mitgliederversammlung ist dem Mitglied Gelegenheit zur persönlichen Rechtfertigung zu geben.
(9)  Wird der jeweilige Beschluß vom Mitglied nicht oder nicht fristgemäß angefochten, so kann auch gerichtlich nicht mehr geltend gemacht werden, der Ausschluß oder die Umwandlung seien unrechtmäßig.
(10)  Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, unbeschadet des Anspruches des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Sacheinlagen oder Spenden ist ausgeschlossen.
(11)  Der Übergang eines Mitgliedes von ordentlicher oder tätiger zu einer Fördermitgliedschaft bedarf einer schriftlichen Mitteilung des entsprechenden Wunsches des Mitgliedes an den Vorstand. Eine derartige freiwillige Umwandlung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Einhaltung einer vierteljährlichen Frist zum Ende des Kalenderjahres. Die veränderte Mitgliedschaftsform tritt mit Beginn des nächsten Geschäftsjahres in Kraft. Die Rückgewähr von Beitragsdifferenzen ist ausgeschlossen.
§6 Aufnahmegebühr und Jahresbeitrag

(1)  Der Verein erhebt eine Aufnahmegebühr und einen Jahresbeitrag, deren Höhe vom Vereinsausschuß festgesetzt werden.

(2)  Der Beitrag ist auch dann für ein Jahr zu leisten, wenn ein Mitglied während des Jahres austritt, ausgeschlossen wird, die Form der Mitgliedschaft auf eigenen Wunsch umwandelt oder erst während des Geschäftsjahres eintritt.
(3)  Der Vereinsausschuß hat das Recht, ausnahmsweise bei Bedürftigkeit die Aufnahmegebühr ganz oder teilweise zu erlassen, sie zu stunden oder eine ratenweise Zahlung zu bewilligen. Das Recht zu gleichen Maßnahmen steht dem Vereinsausschuß unter denselben Voraussetzungen auch bezüglich des Jahresbeitrages zu. 
(4)  Bis zum 01.05. des Geschäftsjahres haben alle Mitglieder mindestens die Hälfte des Jahresbeitrages zu entrichten. Der gesamte Jahresbeitrag ist bis spätestens 01.08. des laufenden Jahres zu bezahlen.
(5)  Die Vorstand kann bei Verzug mit der Zahlung des halben Jahresbeitrages das Stimmrecht des säumigen Mitgliedes einschränken oder aussetzen. Das Stimmrecht erwächst wieder oder gilt als geheilt, wenn zumindest der halbe Jahresbeitrag beim Verein eingegangen ist.
§7 Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind:

1.  Der Vorstand,

2.  der Vereinsausschuß,
3.  die Mitgliederversammlung.
§8 Der Vorstand

(1)  Der Vorstand des Vereines besteht aus:

1.  dem 1. Vorsitzenden,

2.  dem 2. Vorsitzenden,
3.  dem Schriftführer,
4.  dem Schatzmeister.
(2)  Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den ersten und den zweiten Vorsitzenden vertreten.

(3)  Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Ihm obliegt die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Ausführung der Vereinsbeschlüsse.
(4)  Zum Abschluß von Rechtsgeschäften, die den Verein nicht mit mehr als 1000,- DM belasten, ist sowohl der 1., wie der 2. Vorsitzende bevollmächtigt. Die Vollmacht des 2. Vorsitzenden gilt im Innenverhältnis jedoch nur im Falle der Verhinderung des 1. Vorsitzenden. Für den Abschluß von Rechtsgeschäften, die den Verein mit mehr als 2000,- DM belasten, sowie für Dienstverträge braucht der Vorstand die Zustimmung des Vereinsausschusses. Für Grundstücksverträge ist die Vollmacht des Vorstandes insoweit eingeschränkt, als daß die Zustimmung der Mitgliedsversammlung erforderlich ist.
(5)  Der Schatzmeister verwaltet das Vereinsvermögen und führt Buch über die Einnahmen und Ausgaben. Zahlungsanweisungen bedürfen der Unterschrift des Schatzmeisters und des 1. Vorsitzenden beziehungsweise des 2. Vorsitzenden, so der erste Vorsitzende verhindert ist.
(6)  Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren gewählt. Er bleibt solange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. Die Wiederwahl des Vorstandes ist zulässig.
(7)  Der Vorstand faßt seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen, die vom 1. Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden berufen und geleitet werden. Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmitglieder anwesend sind. Bei Beschlußunfähigkeit muß der 1. Vorsitzende beziehungsweise der 2. Vorsitzende binnen 3 Tagen eine 2. Sitzung mit derselben Tagesordnung einberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienen Vorstandsmitglieder beschlußfähig, es sei denn, daß die betroffenen fehlenden Vorstandsmitglieder aus wichtigem Grunde abwesend sind. Wichtige Gründe sind eine vorübergehende das Kommen hindernde Krankheit, Jahresurlaub oder Geschäftsreisen, insoweit der übrigen Vorstand zumindest drei Wochen vor Antritt diesbezüglich informiert wurde, sowie schwerwiegende andere Gründe; ob ein anderer Grund schwerwiegend ist, entscheidet der anwesende Vorstand. Der Vorstand faßt seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters.
(8)  Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes haben die übrigen Vorstandsmitglieder das Recht bis zur nächsten, binnen 6 Wochen einzuberufenden, nächsten Mitgliederversammlung zu bestellen.
§9 Der Vereinsausschuß

(1)  Dem Vereinsausschuß gehören die Vorstandsmitglieder und zwei weitere, von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren gewählte volljährige Vereinsmitglieder an. §7 VI. S.2 u. S3 gilt entsprechend.

(2)  Der Vereinsausschuß ist für die ihm gemäß §5 I,VI,VII, §6 I, III, §8 IV der Satzung und für die ihm darüberhinaus  von der Mitgliedsversammlung übertragenen Aufgaben zuständig.
(3)  Für die Einberufung und die Beschlußfassung gilt §8 VIII der Satzung entsprechend.
(4)  Bei Ausscheiden eines der beiden von der Mitgliederversammlung gewählten Ausschußmitglieder ernennt der Vereinsausschuß von sich aus eine Ersatzperson bis zur nächsten Mitgliederversammlung. Im Falle des Ausscheidens beider innerhalb von vierzehn Tagen hat der übrige Vereinsausschuß das Recht bis zur nächsten Mitgliederversammlung zwei Ersatzpersonen zu bestimmen sowie die Pflicht binnen 6 Woche eine Mitgliederversammlung einzuberufen, welche zwei neue Mitglieder zu Ausschußmitgliedern zu küren hat. Die Bestättigung der vom übrigen Vereinsausschuß ernannten Ersatzpersonen als Ausschußmitglieder ist zulässig.
§10 Die Mitgliederversammlung

(1)  Die ordentliche Mitgliederversammlung ist einmal jährlich, möglichst im ersten viertel des Kalenderjahres, durch den Vorstand einzuberufen.

(2)  Die Mitglieder sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen schriftlich oder elektronisch, d.h. per Online-Dienst oder E-Mail, einzuladen.
(3)  Der Vorstand kann auch jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Hierzu ist er verpflichtet, wenn der 10. Teil der stimmberechtigten Mitglieder dies unter Angabe des Zweckes sowie der Gründe in der Form des Absatz 2 verlangt. In diesem Fall sind die Mitglieder unter Bekanntgabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von mindestens einer Woche in gleicher Form einzuladen.
(4)  Ordentliche und außerordentliche Mitgliederversammlung können in physischer oder virtueller Anwesenheit abgehalten werden. 
(5)  Die Mitgliederversammlungen sind beschlußfähig, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder anwesend ist. Virtuell anwesend sind ein Drittel der Mitglieder, wenn sie zu gleicher Zeit im gleichen Gesprächsforum aktiv sind und ihre Anwesenheit durch das Protokoll des für die Mitgliederversammlung gewählten Online-Dienstes nachweislich festgestellt ist. Erster Tagesordnungspunkt einer virtuellen Mitgliederversammlung ist stets, entsprechendes gilt bei physischer Versammlung, die Feststellung der Beschlußfähigkeit, insoweit sie gegeben ist. Ist dies nicht der Fall, so hat der Vorstand die Mitgliederversammlung für beendet zu erklären und unter Wahrung der Form des Absatzes 2 binnen 3 Wochen eine erneute Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen. Diese Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlußfähig. In der Einladung zu der zweiten Versammlung ist auf diese besondere Beschlußfähigkeit hinzuweisen. Ist ein Warten auf oder Beibringen der zur Beschlußfähigkeit ausstehenden Mitglieder zumutbar und möglich, kann die Mitgliederversammlung einmalig auf bis zu 3 Stunden ausgesetzt werden. Die Aussetzung der Mitgliederversammlung  und deren Dauer wird mit einfacher Mehrheit durch den Vorstand beschlossen und durch den Versammlungsleiter verkündet. Versammlungsleiter der Mitgliederversammlung ist der 1. Vorsitzende und in dessen Abwesenheit der 2. Vorsitzende; §8 VII S.1 u. 2 gilt entsprechend.
§11 Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:

1.  die Wahl des Vorstandes und der weiteren Mitglieder des Vereinsausschusses,

2.  die Wahl von zwei Kassenprüfern auf die Dauer von zwei Jahren. Die Kassenprüfer haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung jederzeit zu überprüfen. Über die Prüfung der gesamten Buch- und Kassenführung haben sie der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten.
3.  Die Entgegennahme des Jahres- und Kassenberichts des Vorstandes, des Prüfungsberichts der Kassenprüfer und die Erteilung der Entlastung des Vorstandes.
4.  Die Erstellung eines Haushaltsplanes beziehungsweise die Ratifizierung des vom (Alt-)Vorstand vorgelegten Haushaltsplanes.
5.  Die Ernennung von „tätigen Mitgliedern“.
6.  Die Beschlußfassung von Satzungsänderungen und alle sonstigen ihr vom Vorstand unterbreiteten Aufgaben sowie die ihr nach der Satzung übertragenen Angelegenheiten.
7.  Beschlußfassung über die Auflösung des Vereins.
§12 Beschlußfassung der Mitgliederversammlung

(1)  Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der 1. Vorsitzende, bei seiner Verhinderung der 2. Vorsitzende, bei Verhinderung beider ein vom 1. Vorsitzenden bestimmter Vertreter.

(2)  Die Mitgliederversammlungen fassen ihre Beschlüsse in einfacher Stimmenmehrheit, es sei denn durch Gesetz oder Satzung ist ein anderes vorgeschrieben.
(3)  Eine Vertretung in der Stimmabgabe ist unzulässig.
(4)  Die Beschlußfassung erfolgt durch offen Abstimmung, soweit gesetzliche Bestimmungen oder die Satzung nicht ein anderes gebieten.
(5)  Für die Wahl der Vorstands- und Vereinsausschußmitglieder sowie der Kassenprüfer ist die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Im zweiten Wahlgang ist gewählt wer meisten gültigen Stimmen auf sich vereinen kann. Ergibt der zweite Wahlgang abermals Stimmengleichheit, so geht das Amt an jenen Kandidaten, der im Zuge des ersten Wahlganges die meisten gültigen Stimmen erreicht hat. Führt auch dies zur Stimmengleichheit folgt eine Wiederholung des zweiten Wahlganges. Bleibt auch dieser dritte Wahlgang erfolglos, entscheidet das Los.
(6)  Bewerben sich mehr als zwei Personen für die in Absatz 5 aufgeführten Ämter und erreicht keine die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, so findet eine Stichwahl zwischen jenen zwei Kandidaten statt, die im ersten Wahlgang die meisten gültig abgegebenen Stimmen erhalten haben. Ergibt der zweite Wahlgang Stimmengleichheit, so geht das Amt an jenen, der im ersten Wahlgang die meisten gültigen Stimmen erhalten hat. Führt auch dies zur Stimmengleichheit folgt eine Wiederholung des zweiten Wahlganges. Bleibt auch dieser dritte Wahlgang erfolglos, entscheidet das Los.
(7)  Ungültig sind jene Stimmen, die unleserlich oder mißverständlich sind oder Mehrfachnennungen oder Nennungen von nicht nominierten Personen beinhalten. Enthaltungen werden keinem Kandidaten zugerechnet, hindern jedoch nicht die Gültigkeit der Wahl.
§13  Beurkundung von Beschlüssen; Niederschriften

(1)  Die Beschlüsse des Vorstandes, des Vereinsausschusses und der Mitgliederversammlung sind schriftlich abzufassen und vom jeweiligen Leiter der Sitzung und dem Schriftführer zu unterzeichnen.

(2)  Über jede Mitgliederversammlung wird eine Niederschrift aufgenommen, die vom Versammlungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist zumindest in der Form des Ergebnisprotokolls zu führen.
§14 Satzungsänderung

Eine Änderung der Satzung kann nur durch die Mitgliederversammlung beschlossen werden. Bei der Einladung ist die Angabe des zu ändernden Paragraphen der Satzung in der Tagesordnung bekanntzugeben. Steht eine Satzungsänderung an ist die Form der physischen Mitgliederversammlung zwingend. Ein Beschluß, der eine Änderung der Satzung enthält bedarf die Mehrheit von drei Viertel der gültig abgegebenen Stimmen. Eine Enthaltung zählt als ungültig, im übrigen gilt §12 VII S.1 entsprechend, hindert aber nicht die Gültigkeit der Wahl. 

§15 Vermögen

(1)  Alle Beiträge, Einnahmen und Mittel des Vereins werden ausschließlich zur Erreichung des Vereinszweckes verwendet.

(2)  Niemand darf durch Verwaltungsausgaben, die dem Zwecke des Vereines fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§16 Vereinsauflösung

(1)  Die Auflösung des Vereins erfolgt durch Beschluß der Mitgliederversammlung, wobei vier fünftel für die Auflösung stimmen müssen, im übrigen gilt §14 S.3 u. 4 entsprechend. Die Form der physischen Mitgliederversammlung zur Bewirkung der Vereinsauflösung gilt als zwingend.

(2)  Die Mitgliederversammlung ernennt zur Abwicklung der Geschäfte drei Liquidatoren.

(3)  Bei Auflösung des Vereins, bei seinem Erlöschen oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes, fällt das Vermögen des Vereins, soweit es durch die Forderungen Dritter unbelastet ist und den gemeinen Wert der von den Mitglieder geleisteten Sacheinlagen übersteigt, an eine gemeinnützige, nicht-religiöse Stiftung, Institution oder ein entsprechendes Vorhaben. Der Empfänger des auf ihn übergehenden Vermögens ist im Wege der Beschlußfassung durch die Mitgliederversammlung als ihren letzten konstitutiven Akt zu ermitteln. Die Modalitäten des Überganges regeln die Liquidatoren mit dem Empfänger.

Rainer Becker

Frankfurter Str. 21b

61476 Kronberg/ Ts.

Tel.: 06173-950903

An das Amtsgericht - Registergericht

z.H. Frau Tamm, Abt. 73

Königsstein

Betrifft: Überprüfung der Vereinssatzung durch den Rechtspfleger
                                                                                                                 Kronberg, den 19.04.96

Sehr verehrte Frau Tamm,

wie sie Herrn Härterich gegenüber vorherige Woche erwähnten, ist es bei Ihnen möglich, eine Satzung bei einem Rechtspfleger unverbindlich auf ihre Richtigkeit hin überprüfen zu lassen. Das Werk scheint nun vollbracht. Ich bitte Sie hiermit, die beiliegende Satzung diesbezüglich weiterzuleiten. Im voraus vielen Dank! Im Falle von Fragen oder bezüglich des weiteren Vorgehens stehe ich unter der angegebenen Telephonnummer zu Ihrer oder des Rechtspflegers Verfügung. Im übrigen bitte ich Sie, um eine Mitteilung bezüglich des Ergebnisses der Überprüfung.



Mit freundlichem Gruß,







(Rainer Becker)

Anlagen
eine Vereinssatzung

Rainer Becker

Frankfurter Str. 21b

61476 Kronberg/ Ts.

Tel.: 06173-950903

Finanzamt Bad Homburg

Betrifft: Bitte um Überprüfung einer Vereinssatzung auf Anerkennungsfähigkeit als „gemeinnützig“










Kronberg, den 19.04.96

Sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren!

Ich bitte Sie hiermit die beiliegende Satzung auf die Anerkennungsfähigkeit des Vereines als „gemeinnütziger Verein“ im Sinne der Abgabenordnung 1977 (§§ 51ff.) oder des entsprechenden heute gültigen Gesetzes hin zu überprüfen.

Ich bitte Sie mir im Falle von Schwierigkeiten, Verzögerungen und des Ergebnisses sobald als möglich Mitteilung zu machen -  schriftlich oder fernmündlich.

Im voraus vielen Dank für Ihr Bemühen!



Mit freundlichen Grüßen,







(Rainer Becker)

Anlagen
eine Vereinsatzung

